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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5a/5 R 172/06 B 
 
L 10 R 3626/05 (LSG Baden-Württemberg) 
S 1 R 2842/04 (SG Ulm) 
 
 
 
 
........................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ..................................................... 

 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. August 2007 durch den Richter   

Dr.  N e u h a u s   - Vorsitzender -, den Richter   Dr.  T e r d e n g e   und die 

Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 9. März 2006 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 9.3.2006 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Gewährung von Rente wegen voller bzw teilweiser Erwerbsminderung 

verneint und zur Begründung im Wesentlichen ausgeführt: Die Voraussetzungen für den 

geltend gemachten Rentenanspruch seien nicht erfüllt. Die Klägerin könne zumindest noch 

leichte Tätigkeiten mit qualitativen Einschränkungen mindestens sechs Stunden täglich 

ausüben und genieße auch keinen besonderen Berufsschutz. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat die Klägerin beim Bundesso-

zialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und das Vorliegen eines 

Verfahrensmangels iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe nicht ordnungsge-

mäß dargetan worden sind (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegrün-

dung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin hält sinngemäß die Frage für grundsätzlich bedeutsam, ob die bei ihr vorliegenden 

altersuntypischen gesundheitlichen Einschränkungen der unterschiedlichsten Fachrichtungen 

und deren Zusammenwirken nicht zumindest eine teilweise Erwerbsminderung iS des § 43 

Abs 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch begründen.  

 

Es ist bereits sehr zweifelhaft, ob sie damit eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung 

oder nicht nur die Frage der Rechtsanwendung auf ihren Einzelfall aufgeworfen hat. Dies kann 
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indes dahinstehen. Es fehlen jedenfalls jegliche Ausführungen zur Klärungsbedürftigkeit der 

aufgeworfenen Frage. 

 

Klärungsbedürftig ist eine Rechtsfrage nicht, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel steht, 

weil sie sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt muss eine Rechtsfrage auch dann angesehen werden, wenn das Revi-

sionsgericht bzw das Bundesverfassungsgericht sie zwar noch nicht ausdrücklich entschieden 

hat, zur Auslegung des anzuwendenden gesetzlichen Begriffs aber schon eine oder mehrere 

höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur Beurtei-

lung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 8; s hierzu auch Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, 

RdNr 117 mwN). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht.  

 

Die Klägerin behauptet schon nicht, dass einschlägige Rechtsprechung zur Beantwortung der 

aufgeworfenen Frage nicht bestehe. Des Weiteren enthält die Beschwerdebegründung keinerlei 

Anhaltspunkte dafür, dass sie sich jedenfalls bemüht habe, in den entsprechenden Rechtspre-

chungssammlungen Hinweise auf eine bereits vorhandene Rechtsprechung zur Frage der Er-

werbsunfähigkeit bzw der vollen oder teilweisen Erwerbsminderung zu erlangen. 

 

Ebenso wenig ist ein Verfahrensmangel ordnungsgemäß dargelegt. 

 

Wird mit einer Nichtzulassungsbeschwerde geltend gemacht, dass ein Verfahrensmangel vor-

liege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den Ver-

fahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Im Zu-

sammenhang mit der von der Klägerin geltend gemachten Rüge einer Verletzung der Sachauf-

klärungspflicht (§ 103 SGG) ist der Darlegungspflicht nur genügt, wenn die Beschwerdebegrün-

dung folgende Punkte enthält: 1. Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres 

auffindbaren Beweisantrages, dem das LSG nicht gefolgt ist, 2. Wiedergabe der Rechtsauffas-

sung des LSG, auf Grund deren bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig erscheinen und zur 

weiteren Sachaufklärung hätten drängen müssen, 3. Angabe des voraussichtlichen 

Ergebnisses der unterbliebenen Beweiserhebung, 4. Schilderung, dass und warum die Ent-

scheidung des LSG auf der angeblich unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann. Diesen 

Erfordernissen genügt die Beschwerdebegründung nicht.  

 

Die Klägerin macht geltend, das Gericht habe trotz entsprechender Hinweise kein weiteres 

Sachverständigengutachten bzw keine weiteren Sachverständigengutachten aus den 

Bereichen Neurologie, Psychiatrie, innere Medizin und Orthopädie eingeholt, um eine 

Gesamtschau der bei ihr vorliegenden gesundheitlichen Einschränkungen zu bewirken. Mit 

diesem Vorbringen ist der behauptete Verfahrensmangel nicht dargelegt. Der 
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Beschwerdebegründung lässt sich weder ein ohne Weiteres auffindbarer 

prozessordnungsgemäßer Beweisantrag iS von § 118 Abs 1 SGG iVm § 403 

Zivilprozessordnung entnehmen noch, dass ein etwa gestellter ordnungsgemäßer 

Beweisantrag bis zur Entscheidung des LSG aufrechterhalten geblieben sei.  

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachen-

instanz vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungspflicht von 

einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in einem vorbe-

reitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG 

übergangen worden, wenn aus den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er bis zur 

Entscheidung des LSG nicht weiter verfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig vertretenen 

Beteiligten regelmäßig anzunehmen, wenn diese nach Erhalt einer Anhörungsmitteilung iS von 

§ 153 Abs 4 Satz 2 SGG einen zuvor gestellten Beweisantrag nicht mehr wiederholt haben. 

Nach ständiger Rechtsprechung des BSG ist in einem solchen Fall grundsätzlich davon 

auszugehen, dass sich der Beweisantrag erledigt habe (stellvertretend: BSG SozR 3-1500 

§ 160 Nr 31). Hierzu hat die Klägerin nichts vorgetragen.  

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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